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die Vergangenheit zur Erreichung einer gebotenen 
Lohngleichheit entsprechende Ansprüche gewährt 
(Urt. v. 13.11.1985, 4 AZR 234/84 in AP Nr. 136 zu 
Art. 3 GG). 

Für die Kammer ist es daher entscheidungser­
heblich, ob - sofern die Frage 1 zu bejahen ist - ein 
Anspruch der Klägerin nach europäischem Recht 
auf das Übergangsgeld besteht oder ob die Rege­
lungsautonomie der Tarifvertragsparteien dem ent­
gegensteht. Einerseits spricht viel dafür, in Anwen­
dung europäischen Rechts die einschränkende An­
spruchsvoraussetzung in§ 62 Abs. 1 Satz 1 BAT, daß 
die regelmäßige Arbeitszeit vereinbart ist, als rechts­
unwirksam und gegenstandslos anzusehen, ande­
rerseits kann nicht verkannt werden, daß den Tarif­
vertragsparteien verschiedene Regelungsmöglichkei­
ten von der Streichung des Übergangsgeldes insge­
samt über eine kostenneutrale Herabsetzung des 
Übergangsgeldes bei Gewährung an alle Mitarb_eiter 
bis zur einschränkungslosen Gewährung des Uber­
gangsgeldes an alle Mitarbeiter zur Verfügung ste­
hen. 

Mitgeteilt von Dr. inon Colneric, Oldenburg 

Urteil 
LAG Frankfurt,§ 37 BetrVG, Art. 3 II 
GG 
Freizeitausgleich für Betriebsratstä­
tigkeit bei Teilzeitarbeit 

Teilzeitbeschäftigte Betriebsratsmitglieder haben 
Anspruch auf vollen Freizeitausgleich, soweit sie 
über ihre individuelle Arbeitszeit hinaus an Betriebs­
rats- oder Gesamtbetriebsratssitzungen teilnehmen. 
Die Verweigerung des Freizeitausgleichs liefe auf 
eine mittelbare Diskriminierung von Frauen als Be­
triebsratsmitglieder hinaus. 
Urteil des LAG Frankfurt vom 3.3.1988 - 12 Sa 898/87 -

Zum Sachverhalt: 
Die Klägerin ist teilzeitbeschäftigt. Sie hat in ihrer Ei­

genschaft als GER-Mitglied im Jahre 1986 an insgesamt 4 
GER-Ausschuß-Sitzungen und 4 GER-Sitzungen außer­
halb Wiesbadens und einer GER-Sitzung in Wiesbaden teil­
genommen. 

Die Klägerin hat gemeint, es sei ihr der Freizeitaus­
gleich geschuldet. 

Das Arbeitsgericht hat die Klage abgewiesen. 

Aus den Gründen: 
Entgegen der Ansicht des Erstgerichts hat die 

Klägerin dem Grunde nach Anspruch auf „Freizeit­
ausgleich", soweit sie an GER-Sitzungen und GBR­
Ausschußsitzungen teilgenommen hat und dabei 
über ihre vereinbarte tägliche Arbeitszeit (Schicht­
zeit) hinaus tätig war. 

Der Anspruch ist aus § 37 Abs. 3 BetrVG be­
gründet. Nach dieser Bestimmung hat ein Betriebs­
ratsmitglied zum Ausgleich für Betriebsratstätigkeit, 
die aus betriebsbedingten Gründen außerhalb der 
Arbeitszeit durchzuführen ist, Anspruch auf ent-
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sprechende Arbeitsbefreiung unter Fortzahlung des 
Arbeitsentgelts. 

Teilzeitbeschäftigte BR-Mitglieder haben regel­
mäßig Anspruch auf vollen Freizeitausgleich, soweit 
sie über ihre individuelle tägliche Arbeitszeit 
(Schichtzeit) hinaus an BR- oder GER-Sitzungen 
oder BR- oder GBR-Ausschußsitzungen teilneh­
men. § 37 Abs. 3 BetrVG ist insoweit im Lichte des 
Art. 3 Abs. 2 GG und unter Berücksichtigung des 
Zwecks des§ 2 Abs. 1 BeschFördG auszulegen. 

1. Zum ersten können sich teilzeitbeschäftigte 
BR- und/ oder GER-Mitglieder der vollzeitigen Teil­
nahme an Gremiums- oder Ausschußsitzungen auch 
dann nicht ohne schwerwiegende Beeinträchtigung 
der eigenen BR- oder GER-Tätigkeit entziehen, 
wenn diese Sitzungen zeitlich - wie regelmäßig -
auf die Arbeitszeit vollbeschäftigter BR- oder GBR­
Mitglieder zugeschnitten sind. 

Die im Gesetz angelegte Unterscheidung, ob 
diese Mehrtätigkeit „betriebsbedingt" oder „be­
triebsratsbedingt" ist, paßt insoweit auf Teilzeitbe­
schäftigte nicht. Denn es läßt sich nicht übersehen, 
daß die Teilzeitbeschäftigung regelmäßig einem In­
teresse des Arbeitnehmers entspricht und mithin die 
schichtüberschreitende BR-Mehrtätigkeit auch da­
durch bedingt, also nicht nur „betriebsbedingt" in 
einem engen Sinne ist. Demgegenüber ist die Durch­
führung von BR- und GER-Sitzungen der Dauer 
nach jedenfalls dann „betriebsbedingt", wenn sie 
sich an der Arbeitszeit der Mehrzahl der Sitzungs­
teilnehmer (i.d.R.: Vollbeschäftigung) orientiert. 

2. Andererseits liefe die Verweigerung eines Frei­
zeitausgleichs - und zwar des vollen und nicht nur 
des anteiligen, nach Maßgabe der indi_viduellen Teil­
zeit im Verhältnis zur Vollbeschäftigung - auf eine 
mittelbare Diskriminierung von Frauen als BR- oder 
GER-Mitgliedern hinaus (zum Begriff „mittelbare 
Diskriminierung" vgl.: Wank, RdA 1985, 1 ff (21 
l.Sp.); ferner: Schüren, RdA 1985, 22 (23)). 

Der Anteil der Teilzeitbeschäftigten an der Ge­
samtzahl der sozialversicherungspflichtig beschäf­
tigten Arbeiter und Angestellten b~trug Ende Juni 
1986 9,4% (1,95 Mio. im Verhältnis zu 20,73 Mio.; 
vgl. Hauptergebnisse 1987 der Arbeits- und Sozial­
statistik des Bundesministers für Arbeit und Sozial­
ordnung, S. 46). Der Frauenanteil bei den Teilzeitbe­
schäftigten liegt sehr hoch (1982 - über 92%; vgl. 
Schüren, RdA 1985, 23 l.Sp.). 

Mithin besteht die naheliegende Gefahr, daß 
Frauen durch die sozialtypische Rollenverteilung 
und die damit verbundenen Belastungen faktisch ge­
hindert würden, ein BR-Amt zu übernehmen, sofern 
sie als Teilzeitbeschäftigte nicht - wenn sie schon ein 
solches Amt ungeachtet ihrer Rollenpflichten an­
nehmen - dann zumindest einen vollen Ausgleich 
für die über ihre individuelle Schichtzeit hinaus ge­
leisteten BR-Tätigkeitszeiten erhielten; dies gilt un­
geachtet der geschlechtsneutralen Fassung des § 37 
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Abs. 3 BetrVG (vgl. zum meth. Ansatz: BAG AP Nr. 
3 zu Art. 119 EWG-Vertrag = DB 1984, S. 1577 
(1578) und ferner: Wank, RdA 1985, 1 (21)). 

3. Diese Auslegung des § 37 Abs. 3 BetrVG im 
Lichte des Art. 3 Abs. 2 GG entspricht dem mit§ 2 
Abs. 1 BeschFördG verlautbarten gesetzgeberischen 
Willen. Nach dieser Vorschrift darf der Arbeitgeber 
einen teilzeitbeschäftigten Arbeitnehmer nicht we­
gen der Teilzeitarbeit gegenüber vollbeschäftigten 
Arbeitnehmern unterschiedlich behandeln, es sei 
denn, daß sachliche Gründe eine unterschiedliche 
Behandlung rechtfertigen. 

Eine sachlich nicht begründete unterschiedli­
che Behandlung gerade wegen der Teilzeitarbeit läge 
aber vor, sofern der Arbeitgeber einem teilzeitbe­
schäftigten BR-Mitglied einen Freizeitausgleich für 
die individuelle Schichtzeit überschreitende Sit­
zungsteilnahmen mit der Begründung verweigern 
wollte, diese „Mehrtätigkeit" sei „betriebsrats­
( oder gesamtbetriebsrats-)bedingt". Der BR oder 
GBR muß nämlich seine Sitzungen im Grundsatz 
während der Arbeitszeit abhalten, sofern dem nicht 
betriebliche Belange entgegenstehen. 

4. Die hier vertretene Rechtsansicht deckt sich mit 
der Rechtsprechung des Bundesarbeitsgerichts zum 
Personalvertretungsrecht (BAG, Art. v. 22.5.1986 - 6 
AZR 557/85 - AP Nr. 6 zu§ 46 BPersVG (unter 3 a 
d. Gr.)). 

Mitgeteilt von Dr. inon Colneric, Oldenburg 

Aufruf Sch_merzensgeld 
Um eine Ubersicht zu erhalten über die Höhe 

von Schmerzensgeldzahlungen, die in Zivil- und Ad­
häsionsverfahren nach /im Zusammenhang mic Se­
xual-Scrafverfahren bewilligt wurden, biccen wir alle 
Kolleginnen um Information über ihre Erfahrungen. 

Zuschriften erbiccen wir unter Angabe von 
1. Höhe der Schmerzensgeldzahlung, 
2. Art des Urteils (im streitigen Verfahren, Aner­

kennungsurteil pp ), 
3. Gericht und Aktenzeichen und 
4. Tatbestand (Paragraphen und knappe Tatbe­

standsbeschreibung unter Berücksichtigung be­
sonderer Tatfolgen aufseiten der Geschädigten) 
an die Hamburger Redaktion. 

Neue Richtlinien der Ärzteschaft 
zur Durchführung der In-vitro-Fertilisation 
mit Embryotransfer und des intratubaren 
Gameten- und Embryotransfers als Behand­
lungsmethode der menschlichen Sterilität 

Durch Beschluß des 91. Deutschen Ärztetages 
vom 10. - 14. 5. 1988 in Frankfurt sind diese Richt­
linien Teil der Berufsordnung. 

Sie sind veröffentlicht in: Deutsches Ärzteblatt, 
Jg. 85, Heft 50, 15.12.1988, A-3605 - 3608. 
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Buchhinweise 
Feminist. Frauengesundheitszentrum Frankfurt: 

Broschüre für ungewollt kinderlose Frauen, hrsg. 
von Ute Winkler, Traute Schönenberg, Gudrun 
Müller 
aus dem Inhalt: Gesellschaftliche Bedingungen von 
Mutterschaft und den neuen Fortpflanzungstechnolo­
gien; Erleben, Ursachen und Behandlung weibl. Un­
fruchtbarkeit; Gesellschaftspolitische Bedeutung und 
Auswirkungen der neuen Technologien; Alternativen. 
FFGZ, Hamburger Allee 45, 6 Ffm 90, DM 6,--

Gerhard, Ute/ Schwarzer, Alice/ Slupik, Vera (Hg.): 
Auf Kosten der Frauen - Frauenrechte im 
Sozialstaat 
Enthält Beiträge zu den Bereichen: Arbeitspolitik 
gegen Frauen; Diskriminierung von Frauen durch 
Steuern und Subventionen, in der Rentenversicherung, 
in der Krankenversicherung, im Bereich der Sozialhilfe, 
durch Erziehungsgeld. 
Weinheim und Basel (Beiz Vlg.), 1988 
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